
Satzung des landmobile e.V. 

(beschlossen durch die Mitgliederversammlung am 03. Juli 2018, geändert (Sitz) MV am 12.Juni 
2026 
 
 
 
§ 1   Name, Sitz und Geschäftsjahr des Vereins 

1. Der Verein trägt den Namen landmobile. Er soll in das Vereinsregister eingetragen 
werden und trägt dann den Zusatz „e.V.“ 

2. Der Sitz des Vereins ist Grassau. 
3. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 
 
 
§ 2   Vereinszweck 

1. Ziel des Vereins ist es, Hilfestellungen im Bereich Mobilität zu bieten und 
Kooperationen auf politischer, wirtschaftlicher und Verwaltungsebene zu fördern, 
Interessen zu bündeln, diese im Wettbewerb zu stärken und zu vermarkten. Der 
Verein verfolgt dabei kein wirtschaftliches Eigeninteresse, sondern dient dem Zweck 
das kulturelle, soziale und gesellschaftliche Verantwortungsbewusstsein seiner 
Mitglieder und der Allgemeinheit zu wecken und zu stärken. Insbesondere durch 
Projekte im Bereich Mobilität und der Regionalentwicklung soll das 
Umweltbewusstsein, die Eigenverantwortung und das Eigenengagement gefördert 
werden. Menschen mit neuen Ideen und Visionen sollen aktiv unterstützt und ihr 
Potenzial gefördert werden. Daher steht der Verein zur aktiven und passiven 
Betätigung auch der Allgemeinheit offen.                                                                                                                                           
Diese Zielsetzung soll schwerpunktmäßig durch die Bearbeitung der 
Aufgabenfelder: 

a. Informationsbeschaffung und Aufbereitung  

b. Unterstützung, Begleitung und Bearbeitung bei der Akquisition von 
Fördermitteln sowie die Beratung und Betreuung interessierter 
Projektanwärter und deren fortwährende Information über 
Fördermöglichkeiten 

c. Weiterentwicklung und Erstellen neuer Formate und Projekte mit denen das 
Themenfeld bearbeitet werden kann. 

d. Förderung der Zusammenarbeit (u.a. in den Themenfeldern Energie und 
Klima, Natur/Landschaft und Landnutzung, Tourismus und Erholung, 
Wirtschaftsförderung) u.a. durch die Bildung von Supportive Network Treffen 
bei denen Organisationen und Menschen besser mit- und untereinander 



vernetzt werden, durch Veranstaltungen und andere zweckdienende 
Maßnahmen  

e. Maßnahmen zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit 

f. Repräsentatives Auftreten und Marketing u.a. durch das Organisieren, Halten 
und Durchführen von Vorträgen, Messen und Veranstaltungen 

g. Austausch auf privater, politischer, wirtschaftlicher und Verwaltungsebene  

erreicht werden. 

2. Der Verein kann sich zur Realisierung seiner Zwecke und Ziele geeigneter 
Institutionen, Unternehmen und wirtschaftliche Zweckbetriebe bedienen. 
 
 

§  3   Mitgliedschaft 

1. Mitglieder des Vereins sind: 
a. Die Kommunen wie … z.B. Bergen, Feldkirchen-Westerham, Marquartstein, 

die Verwaltungsgemeinschaft Bernau-Aschau 
b. Privatpersonen wie Herr Vachenauer, Herr Beyschlag, Herr Haslreiter, Herr 

Trenkler, Herr Filies, Herr Teply, Herr Eichhorn, Frau Nawroth.  

2. Weitere juristische Personen, Verwaltungen, Behörden, Institutionen und 
Einrichtungen können sowie weitere Kommunen und Privatpersonen Mitglied des 
„landmobile e.V.“ werden.  

3. Weitere Mitglieder können auf Beschluss des Vorstands aufgenommen werden. 

4. Ein Anspruch auf Mitgliedschaft besteht nicht. Die Ablehnung des Aufnahmeantrags 
ist nicht anfechtbar und muss nicht begründet werden.   

5. Die Mitglieder sind zur Entrichtung, des in der Beitragsordnung festgelegten 
Mitgliedsbeitrags verpflichtet. Der Mitgliedsbeitrag für die Grundmitgliedschaft ist 
am 31. Januar eines jeden Jahres fällig. Der über die Grundmitgliedschaft 
hinausgehende, jeweilige Mitgliedsbeitrag, richtet sich dabei nach den in Anspruch 
genommenen Leistungen. In Anspruch genommene Leistungen können auch zu 
monatlichen Mitgliedbeiträgen führen. Darüber hinaus ist bei Eintritt in den 
landmobile e.V. als ordentliches Mitglied eine Kapitaleinlage zu entrichten, die bei 
Austritt zurückerstattet wird. Die aktuelle Höhe dieser Einlage wie auch die 
eventueller Aufnahmegebühren wird durch Beschlüsse festgelegt und in der jeweils 
gültige Fassung der Geschäftsordnung dokumentiert. 

6. Die in Absatz 1 lit. b genannten Mitglieder leisten Einlagen und Mitgliedsbeiträge auf 
freiwilliger Basis. 

 
 
 



§ 4   Ende der Mitgliedschaft 

1. Die Mitgliedschaft endet durch 
a. den Austritt 
b. den Verlust der Rechtspersönlichkeit, die Auflösung oder den Tod eines 

Mitglieds 
c. den Ausschluss. 

2. Der Austritt kann bis zum Ende des dritten Quartales zum Ablauf des laufenden 
Jahres schriftlich gegenüber dem Vorstand erklärt werden. Etwaig gebuchte 
Leistungsbausteine sind vorher fristgerecht und spätestens zum obig genannten 
Termin ebenfalls zu kündigen. 

3. Ein Mitglied kann ausgeschlossen werden, wenn es 
a. seine Pflichten gegenüber dem Verein, insbesondere zur Zahlung seiner 

Mitgliedsbeiträge und Umlagen, verletzt oder  
b. das Ansehen des Vereins schädigt bzw. gegen die Vereinsinteressen 

gröblich verstößt. 

4. Der Ausschluss erfolgt durch die Mitgliederversammlung. Der Beschluss über den 
Ausschluss eines Mitglieds ist mit Gründen zu versehen und diesem schriftlich 
bekannt zu machen.  

5. Das ausgetretene oder ausgeschlossene Mitglied hat keinen Anspruch gegenüber 
dem Vereinsvermögen. 
 
 
 

§ 5   Organe des Vereins 
 
 Organe des Vereins sind 

1. die Mitgliederversammlung und 

2. der Vorstand. 
 
 
 
§ 6   Zusammensetzung der Mitgliederversammlung 
 

1. die Mitgliederversammlung besteht aus den Vertreterinnen und Vertretern der 
Mitglieder des Vereins.  

2. Kreise, Kommunen, juristische Personen, Institutionen, Behörden, Verwaltungen, 
Einrichtungen und Kammern können in der Mitgliederversammlung ebenfalls 
stimmberechtigt werden durch die Teilnahme ihrer Vertreter. 
 
 
 



§ 7   Aufgaben der Mitgliederversammlung 
 

1. Die Mitgliederversammlung beschließt über alle ihr ausdrücklich zugewiesenen 
Angelegenheiten des Vereins. 

2. Die Mitgliederversammlung ist zuständig für die 
a. Änderung der Satzung, 
b. Wahl einer Vertreterin/eines Vertreters im Vorstand (Wahl für zwei Jahre), 
c. Verabschiedung des aufgestellten Jahreswirtschaftsplanes und  
d. Verabschiedung des aufgestellten Jahresabschlusses, 
e. Entlastung des Vorstandes, 
f. Festsetzung der Mitgliedbeiträge und der Umlagen, 
g. Entscheidung über den Ausschuss von Mitgliedern,  
h. Auflösung des Vereins und Verwendung des Vereinsvermögens. 

 
 
 
  § 8   Einberufung, Beschlussfassung und Verfahren der 
Mitgliederversammlung 
 

1. Ordentliche Mitgliederversammlungen finden bei Bedarf, mindestens jedoch einmal 
jährlich statt. Die Einladung erfolgt schriftlich (beinhaltet auch E-Mail oder Fax) durch 
die Vorstandsvorsitzende/den Vorstandsvorsitzenden mit Bekanntgabe der 
Tagesordnung und des Sitzungsortes mit einer Frist von mindestens zwei Wochen 
vor dem Versammlungstermin. Die Frist beginnt mit dem Tag des Absendens der 
Einladung an die zuletzt bekannt Anschrift oder E-Mail-Adresse. 

2. Außerordentliche Mitgliederversammlungen sind binnen eines Monats einzuberufen, 
wenn   

a. sie von mindestens einem Drittel der Mitgliedervertreter/innen unter Angaben 
von   

    Gründen schriftlich bei der Vorstandsvorsitzenden/dem Vorstandsvorsitzenden 
beantragt  

    worden sind oder 
b. der Vorstand dies im Interesse des Vereins für erforderlich hält. 

3. Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt die Vorstandsvorsitzende/der 
Vorstandsvorsitzende. Im Falle ihrer/seiner Verhinderung übernimmt einer der 
stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden das Mandat oder eine von der 
Versammlung gewählte Person leitet die Versammlung.    

4. Die Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Zahl der anwesenden 
Mitgliedervertreter/innen beschlussfähig. Beschlüsse werden mit zwei Drittel 
Mehrheit der anwesenden Mitgliedervertreter/innen gefasst. 



5. Beschlüsse zu § 7 Absatz 2 lit. h, sowie über eine Fusion mit anderen Vereinen oder 
Verbänden  bedürfen einer Mehrheit von drei Vierteln der satzungsmäßigen 
Mitgliedervertreter/innen. 

6. Die Beschlussfassung erfolgt durch offene Abstimmung, sofern nicht ein Viertel der 
anwesenden Mitglieder eine geheime, schriftliche Abstimmung verlangt. 
Abstimmungen über den Ausschluss von Mitgliedern haben stets schriftlich und 
geheim zu erfolgen.  

7. Bei der Beschlussfassung in der Mitgliederversammlung zählen Stimmenthaltungen 
bei der Berechnung der Mehrheit nicht mit. 

8. Jede Mitgliedervertreterin/Jeder Mitgliedervertreter hat eine Stimme und sich bei 
Abstimmungen an die Weisungen des jeweiligen Mitgliedes gebunden. 
Stimmübertragung auf andere stimmberechtigte Mitglieder ist zulässig, wenn diese 
einen Tag vor der Mitgliederversammlung dem Vorstandsvorsitzenden schriftlich 
vorliegen. Diese Stimmübertragung gilt jedoch nur jeweils für eine 
Mitgliederversammlung. 

9. Über die Beschlüsse und Beratungsergebnisse der Mitgliederversammlung ist unter 
Angabe von Ort und Zeit ein Protokoll zu fertigen, das von der Leitung der 
Versammlung und der Protokollführerin/dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

 
 
§ 9 Vorstand 
 

1. Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Die Vorsitzenden sind jeweils 
berechtigt, den Verein gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten.  

2. Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins; ihm obliegen die 
Ausführung der Beschlüsse, sowie die Verwaltung des Vereinsvermögens. Er kann 
eine Geschäfts- und Kassenführung benennen, die ein Gehalt für ihre Tätigkeit 
erhalten kann, die ihm verantwortlich sind und die die Beschlüsse der 
Mitgliederversammlung, des Vorstands und der Geschäftsführung durchführen 
können.  

3. Er wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren gewählt und 
bleibt bis zu einer Neuwahl im Amt. Eine Wiederwahl ist möglich. 

4. Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben. 
 
 
 
§ 10 Aufgaben des Vorstandes  
  

1. Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht 
durch die Satzung der Mitgliederversammlung zugewiesen sind. Insbesondere ist er 
zuständig für die  

a. Vorbereitung der Mitgliederversammlungen, 



b. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung, 
c. Abnahme eines Jahresberichts über das abgelaufene Geschäftsjahr, 
d. Abnahme des Arbeits- und Wirtschaftsplanes, 
e. Abnahme des Jahresabschlusses, 
f. Neuaufnahme von Mitgliedern, 
g. Einrichtung von Arbeitskreisen des Vereins. 

2. Der Vorstand kann Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts-, Finanz- 
oder anderen Behörden verlangt werden, abweichend von § 7 Absatz 2 lit. a von 
sich aus vornehmen. 
 
 
 

§11 Vergütung des Vorstands, Aufwandsersatz 
 

1. Vorstandmitglieder sind grundsätzlich ehrenamtlich tätig. Sie können bei Bedarf eine 
angemessene pauschale Tätigkeitsvergütung für Zeit- oder Arbeitsaufwand erhalten. 
Die Bedingungen für eine Gewährung und über die Höhe der Vergütung sind in der 
Geschäftsordnung geregelt. Für den Abschluss von Anstellungsverträgen ist der 
Vorstand gemäß §26 BGB (§6 Abs 2 Satzung) zuständig. 

2. Aufwendungen für den Verein werden gegen Nachweis erstattet.  
 
 
 
 
 
 
§12 Auflösung des Vereins, Mittelverwendung  
 

1.  Bei Auflösung des Vereins oder bei Entzug der Rechtsfähigkeit fällt das 
Vereinsvermögen an den Deutsche Welthungerhilfe e.V., Friedrich-Ebert-Str. 1, in 
53173 Bonn mit der Zweckbestimmung, dieses Vermögen ausschließlich für 
gemeinnützige Zwecke zur Bekämpfung des Hungers in der Welt zu verwenden. 

 
 
 
 
Die Satzung wurde beschlossen auf der Gründungsversammlung am 03.07.2018 in Bernau. 
 
 
Unterschriften der Gründungsmitglieder 
 
 

 


